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Gemeinden (einschließlich der Rechtsetzungstätigkeit), vor 
allem auf den Gebieten des Erholungswesens und des Bau­
wesens.15

Schließlich besteht in Gestalt des Rechts auf Aufhebung 
örtlicher Rechtsvorschriften durch die übergeordnete Volks­
vertretung bzw. in Gestalt des Rechts auf Aussetzung der 
Durchführung örtlicher Beschlüsse durch den übergeordneten 
Rat (§ 7 Abs. 2 GöV) die Möglichkeit, direkt die in Stadt- und 
Gemeindeordnungen getroffenen Entscheidungen zu ändern 
oder aufzuheben.

Mit dieser mannigfaltigen Gewährleistung der Gesetzlich­
keit der Stadt- und Gemeindeordnungen ist u. E. gesichert, 
daß die von Bönninger/Poppe befürchtete „Gefahr einer 
Rechts Zersplitterung“ nicht aufkommen kann.

*

Zusammenfassend ist festzustellen:
1. Die Volksvertretungen in den Städten und Gemeinden 

gehen von gesamtgesellschaftlichen und gesamtstaatlichen 
Aufgaben aus und regeln deren Realisierung — auch in Stadt- 
und Gemeindeordnungen — entsprechend den örtlichen Er­
fordernissen und Gegebenheiten in Ausübung der ihnen aus­
drücklich übertragenen Rechtsetzungsbefugnisse auf den 
ihnen durch Rechtsvorschriften zugewiesenen Sachgebieten. 
Inwieweit es zweckmäßig und erforderlich ist, dies für ein­
zelne Sachgebiete detailliert festzulegen, bestimmt sich nach 
der zu regelnden Materie und wird im Prozeß des ständigen 
Ausbaus der sozialistischen Rechtsordnung entschieden. .

2. Eine generelle rechtliche Festlegung, daß Sanktionen 
und andere administrative Maßnahmen nur auf der Grund­
lage von Rechtsvorschriften unter den darin konkret bestimm­
ten Voraussetzungen und von den hierzu ermächtigten Lei­
tern oder Organen angewendet werden dürfen, könnte dazu 
beitragen, Rechtsordnung und Gesetzlichkeit weiter zu festi­
gen. 1 11
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Zur Gewährleistung von Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit , 
im Territorium werden in den Stadtordnungen u. a. auch Re­
gelungen über die Hundehaltung getroffen.l Da Hunde aus 
unterschiedlichen Erfordernissen und Bedürfnissen (Schutz- 
und Gebrauchsihunde, Haus- und Heimtiere usw.) gehalten 
werden, können nicht alle Einzelfragen Gegenstand dieser 
Regelungen sein.

Grundsätzlich enthalten Stadtordnungen für alle Tierhalter 
die Verpflichtung, für die Einhaltung von Ordnung, Sauber­
keit und Hygiene sowie der Regeln des sozialistischen Zu­
sammenlebens der Bürger, der hygienischen Erfordernisse der 
Tierhaltung und des Tierschutzes zu sorgen. Insoweit beruhen 
die Stadtordnungen auf Festlegungen in zentralen Rechtsvor­
schriften wie dem Landeskulturgesetz, der 3. und 4. DVO zum 
Landeskulturgesetz, dem Gesetz über das Veterinärwesen, 
dem DDR-Standard TGL 30125/6 vom Dezember 1977 und der 
VO über - die Hygieneinspektion. Die verschiedenen Einzel­
bestimmungen über die Hundehaltung in Stadtordnungen 
weichen jedoch infolge des Fehlens zentraler Rechtsvorschrif­
ten dazu voneinander ab.

Probleme der Tierhaltung machen einen beträchtlichen 
Teil der Eingaben von Bürgern an das staatliche Veterinär­
wesen aus. Im Mittelpunkt stehen hier Beschwerden über Stö­
rungen des Zusammenlebens der Bürger im Wohngebiet durch 
Lärm, Geruchsbelästigung und Verunreinigungen sowie über 
Verstöße gegen die öffentliche Ordnung und Sicherheit bei 
der Hundehaltung. Aus veterinärmedizinischer Sicht bestehen 
wesentliche Ursachen dieser Störungen darin, daß Hunde­
halter ihre Aufsichtspflicht gegenüber dem Tier nicht ernst 
genug nehmen, bestimmte unangenehme Eigenschaften ihres 
Tieres als unabänderlich hinnehmen, sich ihrer schon nicht 
mehr bewußt sind und deshalb auch nicht daran denken, daß 
diese Eigenschaften für ihre Mitbürger recht erhebliche Be­
lästigungen und sogar Gefahren darstellen können. Das fin­
det mitunter seinen Ausdruck in einer fehlenden Rücksicht­
nahme des Hundehalters, der die eigenen vermeintlichen 
Rechte überbetont und dabei die Rechte und Interessen an­
derer Bürger mißachtet

Im folgenden sollen drei Fragen erörtert werden, die im 
Zusammenhang mit der Hundehaltung praktisch bedeutsam 
sind.

Zur Pflicht, Hunde an der Leine zu führen

Besondere Gefahren entstehen im öffentlichen Straßenver­
kehr, auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (insbeson- 
rere Spiel- und Sportplätzen), wenn Hunde frei umherlau­
fen. Sie überqueren auch bei dichtem Verkehr die Straße und 
verursachen Verkehrsunfälle. Oft werden sie auch mit ande­
ren Hunden in eine Beißerei verwickelt und können selbst 
auf abgelegenen Straßen und Plätzen Fußgänger erheblich 
belästigen.

Auch einem Hundekenner ist es nicht angenehm, einem 
ohne Aufsicht laufenden bzw. nicht an der Leine geführten 
Hund zu begegnen. Das bezieht sich nicht nur auf die Ge­
fahren, die sich während Tollwut- und anderen Tierseuchen­
sperren ergeben. Die Verantwortung des Hundehalters besteht 
darin, dafür zu sorgen, daß von seinem Tier keine Gefahren 
ausgehen. Dazu gehört, den Hund in der Öffentlichkeit an 
der Leine zu führen, ihn nicht einer zur Führung von Tieren 
ungeeigneten Person zu überlassen, ihn nicht vor Gaststätten, 
Geschäften, Kaufhallen, Dienststellen usw. festzulegen, ohne 
ihn mit einem Beißkorb ziu versehen. Es sei nur auf die Ge­
fahr für Kinder aufmerksam gemacht, die dazu neigen, auch 
fremde Hunde anzufassen oder mit ihnen zu spielen.

Die in Stadtordmmgen enthaltenen Regelungen zum Füh­
ren von Hunden auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
weichen — wie Untersuchungen zeigten — z. T. erheblich von­
einander ab, obwohl gerade hier eine weitgehend einheit­
liche Festlegung wichtig ist. Zu bedenken ist vor allem, daß 
diese Festlegungen sich ja nicht nur auf die Hundehalter der 
betreffenden Stadt, sondern auch auf solche Personen er­
strecken, die sich nur vorübergehend in der Stadt aufhalten 
und einen Hund mitführen.

Die gegenwärtigen Regelungen in Stadtordnungen lassen


